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XIV. GcsErzg'c!:lIl,ngspcdode 

DRINGLICHE ANFRAGE 

der Abgeordneten Dr.TAUS, Dr.MOCK 

'und Genossen 

an den Bundesminister für Finanzen 

Nr. -i-11'rIJ 
1977 -05-- 12 

betreffend Milderung der unerträglichen Lohn- und Einkomrnen­

'steuerprogression 

Wenn die IJohn- und Einkommensteuer nicht um',jehend an die In­

flation angepaßt wird, tritt die groteske Situation ein, daß 

~1indesteinkornnlensbezieher steuerpf lichtig werden. 

Diese Entwicklung ist eines der Ergebnisse der sozialistischen 

Steuerreform in Verbindungm~tden enormen Inflationsraten der 

let,zten Jahre. Das Zusamment:::-effen von Inflation und verschärf­

ter Steuerprogression hat beispielsweise dazu geffthrt, daß die 

IJohnsteuer von 1975 auf 1977 um 53 Z" wächst. Das ist immerhin 

die zweieinhalbfache Zuwachsrate der Löhne und GehtU ter selbst. 

Außerdem machen die Steuern und steuerä.hnlichen Einnahmen der 

öffentlichen Hand, die seit 1970 kräftig gestiegen sind, heute 

fast 40 % des nominellen Bruttoriationalproduktes aus. Dies be-

~pleist sogar eine Budgetunterlage des Finanzministers . 

Im krassen Gegensatz dazu heißt es noch in der Arbeiter Zeitung 

vom 1.Feber 1970 '.'iörtlich: "Es ist undenkbar, daß die Sozialisti--

sehe Partei in eine Regieru~g geht, die nicht von vornherei~ be-

reit ist, das Steuersystem so zu reformieren. daß nicht - wie 

jetzt - jede Lohn- und Gehaltserhöhung vom Finanzamt konfisziert 

T/lird, erkUirte SP-Vorsi tzender Dr. Kreisky" • 

Sollten Steuertarif und Abs8'tZ- bZ\\l. Preibetxäge tro'tz Inflat:ion 

unverändert, bleiben I würde dies nach der j i.ingsten BE:üastunq sWElle 
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eine neuerliche Steuererhbhung auf kaltem Wege bedeuten. Dies 

beweist auch Prof .MUnnieh in einem Kommentar in der Wochenpress~~ 

'10m 11 .Hai 1977, in dem er wörtli8h schreibt: n Insowei t die Re-

form der Lohn- und Einkonuncr:steuer lediglteh die nominalen' F0s't·­

legungen des Steuergesetzes dem ge~unkenen Realwert des Schil­

lings anpaßt, kann von einer Ser,kung der I,ohn- und EinkoITtiner.­

steuer gar nicht gesprochen werden, ,...rei1 eine solche Haßnahr:1e 

lediglich die ökonomischen Bedingungen wiederherstellt, die der 

ursprünglichen Gesetzesverabschiedung zugrunde gelegen habenII. 

Um weitere Belastungen der Bevölkerung zu vermeiden, verlangt 

'. 

die ÖVP eine Anpassung der Lohn- und Einkonmlensteuer an die ge­

stiegenen Lebenshaltungskosten per 1.1.1978. Offensichtlich wird 

diese Meinung auch von sozialistischen Funktionären geteilt. So 

forderten unter anderem die Gewerkschafter Dallinger und Sekanina 

- zumindest in der Öffentlichkeit - eine Steuersenkung noch im 

Jahre 1978. Außerdem beschloß laut Kurier vorn 29.3.1977 die Tiroler 

Arbeiterkammer einstimmig - also auch mit den Stirnmen der sozi.a­

listischen Vertreter - eine Resolution. in der eine Reform noch 

in der Grsten Hälfte des Jahres 1978 verlangt wird. Auch in 

der steirischen Arbei terka:m.rner wurde ein Antrag auf mngehende Sen­

kung der IJohristeuer mit den Stirn.'1len der Sozialisten angenommen. 

Finanzminister und Bundeskanzler lehnen jedoch nach wie vor eine 

Progressionsmilderung vor dem 1.1.1979 kompromißlo3 ab. Als Be­

gründung führen sie einmal den desolai:en Zustand des -Staatshaus­

haltes an; ein anderes Mal wir:d die Gef.:ihrdungder Pensionen vo:c,­

geschoben. Es tauchen sogar Gerüchte auf i ylonach zr.,zar 1979 eine 

Änderung des Einkorrunensteuerqeset.zes beschI.ossen werde!! könnte, 

das Gesetz selbst jedoch erst nach den nächten Naticnalr.3tswahleD 

in Kraft treten sollte. 

Durch diese unterschiedlichen BeschlUsse und Stellungnabnen s2i~ 

tens BundesregierUng, Gewerkschaft und sozialistischen Spitzen-
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funktionären herrscht in der Öffentlichkeit völlige Unklarheit 

darüber, ob bzw. wann eine Milderung der unerträglichen Lohn­

und Einkom.l"TIensteuerprogressioD tatsächlich vorgenommen \-;ird. 

Die Österreichische Volkspartei möchte darüber hinaus so recht­

zeitig auf die Notwendigkeit einer baldigen Progressionsmilde­

rung hinweisen, daß diese noch im Zuge der laufenden Beamtenver­

handlungen über das Budget 1978 berücksichtigt werden kann. 

Aus diesen Gründen richten die unterfertigten Abgeordneten an 

den Bundesminister für Finanzen folgende 

A n fra g e: 

1.) Werden Sie dem Nationalrat eine Regierungsvorlage auf ~-1::i.lde­

rung der unerträglichen Lohn- und Einkommensteuerprcgression 

so rechtzeitig zuleiten l daß diese am 1.1.1978 in Kraft tre-­

ten kann? 

2.) Welche Ursachen - außer 1j'lahl taktik - sind dafUr maßgebend, 

daß nach Ihren Aussagen eine solche Reform zwar per 1.1.1979 

möglich ist, nicht jedoch schon per 1,1.1978? 

3.} Was werden Sie unternehmen, um zu ve::'hindern, daß !.'iindest-

einkoIn.l'11ensbezieher steuerpflichtig werden? 

4.) Sind Vertreter der Gewerkschaft mit der Forderung an Sie hera~-

getreten, eine r-iiilderung der Lohn- und Einkormnensteuerpro­

gres8ion vor dem 1.1.1979 in die Wege zu leiten? 

Gemäß § 93 der Geschäftsordnung des Nationalrates wird beantr~gt, 

~iese. 1'~nfra.ge als <3.r inglich zu behandeln und dem Er!?""\tunt.erzeichnE:l': 

tetegenhe_~.t. ZllrBeqründuIlg zu ::'-feben. 
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